
 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Antrag des Kreistagsabgeordneten Nils Bassen (DIE LINKE.): "Kostenlose Nutzung des 
Bürgerbus' und anderer Busverbindungen für sozial Schwache" 
 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Schreiben vom 29.06.2017 hat der Abg. Nils Bassen (DIE LINKE.) den als Anlage 
beigefügten Antrag gestellt. 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
(Colshorn) 

 

Besch lussvor lage  
Sozialamt  

Tagesordnungspunkt: 5 

 

Drucksachen-Nr.:  2016-21/0305 

Status:         öffentlich 

Datum:     10.11.2017 

Termin  Beratungsfolge: 
Abstimmungsergebnis

Ja Nein Enthalt. 

23.11.2017 Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit    

   

   

Anlage zu TOP 5



 

 

 

www.dielinke-row.de 

facebook.Die linke KV ROW 

ROW – Kreistagsabgeordneter 

Nils Bassen 

016091365235 

         Rotenburg, den 29.06. 2017 

 

 

      Antrag:   

Hiermit beantrage ich für die nächste Sitzung des Ausschusses für Soziales, Arbeit und 
Gesundheit das Thema: Kostenlose Nutzung des Bürgerbus und andere Busverbindungen 
für sozial Schwache. Darunter fallen alle Rentner mit Grundsicherung und ALG2 
Empfänger. 

 

      Begründung: 

Die Mobilität ist ein Kernelement unserer Gesellschafft und muss für jeden zugänglich sein. 
Es gibt dennoch viele Menschen die an vielen kulturellen Veranstaltungen nicht teilhaben 
können, weil ihnen die finanziellen Mittel fehlen. Durch eine monetäre Entlastung würde die 
Gesellschaft näher zusammenrücken und ein Miteinander bewegen sowie Chancen der 
Teilhabe ermöglichen!  
 

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss spricht sich dafür aus, dass jeder ALG2 Empfänger sowie Empfänger von 
Grundsicherung zusätzlich zu seinem Regelsatz ein Ticket zur Nutzung des Bürgerbus und 
anderen Busverbindungen, für den Zeitraum seiner Leistungsbeziehung, erhält. 

Kreistagsabgeordneter  

Nils Bassen, Rotenburg 

 

 
Landkreis ROW 
Herrn Landrat Luttmann 
Kreishaus 
27356 Rotenburg/Wümme 

Anlage zu TOP 5



 
 
 
 
 

 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
"Gesundheitsregionen Niedersachsen" im Landkreis Rotenburg (Wümme) - Bericht und 
Ausblick 
 
 
Sachverhalt: 
 
In seiner Sitzung am 18.12.2013 hat der Kreistag die Beteiligung des Landkreises Rotenburg 
(Wümme) an dem vom Land Niedersachsen vorangetriebenen Projekt „Gesundheitsregionen 
Niedersachsen“ beschlossen. Ein entsprechender Förderantrag wurde gestellt, und seit dem 
01.12.2016 ist der Landkreis anerkannte Gesundheitsregion. Für die Strukturbildung hat das 
Land für die zunächst zwei auf Jahre befristete Projektphase eine Zuwendung von insgesamt 
25.000 € bewilligt. Die Koordinierungsstelle ist im Gesundheitsamt angesiedelt. Frau Raphaela 
Vink ist als Projektleiterin mit dem Aufbau der Gesundheitsregion im Landkreis Rotenburg 
(Wümme) betraut und wird über die bisherigen Aktivitäten berichten sowie einen Ausblick auf 
weitere Vorhaben halten. 
 
In Vertretung 
 
 
 
(von Ostrowski) 

 

M i t t e i lungsvor lage  
Gesundheitsamt  

Tagesordnungspunkt: 6.1 

 

Drucksachen-Nr.:  2016-21/0306 

Status:   öffentlich 

Datum:  10.11.2017 

Termin  Beratungsfolge: 

23.11.2017 Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 



 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Fortsetzung des Projektes "Gesundheitsregionen Niedersachsen" im Landkreis Rotenburg 
(Wümme) 
 
Sachverhalt: 
 
Für den Zeitraum 01.12.2016 bis 30.11.2018 hat das Land Niedersachsen dem Landkreis eine 
Zuwendung von insgesamt 25.000 Euro für die Durchführung des Projektes „Gesundheits-
regionen Niedersachsen“ zum Zwecke der Strukturbildung bewilligt. Das Land beabsichtigt, das 
Projekt mit dem Ziel der dauerhaften Stärkung funktionierender Strukturen in den bestehenden 
Gesundheitsregionen sowie der Entwicklung und Umsetzung von Versorgungsprojekten 
fortzuführen. Hierzu wurde  eine Anschluss-Förderrichtlinie mit Geltung bis zum 31.12.2020 an-
gekündigt. Für die Strukturförderung sollen danach Mittel von jährlich bis zu 13.000 Euro 
bewilligt werden. 
 
Die Geschäftsstelle des Projektes wurde mit einer ¾ - Stelle, befristet auf 2 Jahre, besetzt. 
Dieser Stellenumfang hat sich für die umfangreichen Aufgaben des Aufbaus und der Pflege von 
Vernetzungsstrukturen (Steuerungsgruppe, Gesundheitskonferenz sowie themenbezogener 
Arbeitsgruppen) mit flankierender Öffentlichkeitsarbeit, u. a. mit Aufbau und Pflege eines Inter-
netauftritts, als erforderlich erwiesen. Eine teilweise Refinanzierung erfolgt durch die Struktur-
förderung des Landes von jährlich 13.000 Euro. 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1) Der Landkreis Rotenburg (Wümme) führt seine Beteiligung an dem 
Projekt “Gesundheitsregionen Niedersachsen“ bis zum Auslaufen der 
Förderrichtlinie Ende 2020 fort. Die Verwaltung wird beauftragt, beim 
Land die jährliche Strukturförderung von bis zu 13.000 Euro für den 
Zeitraum ab 01.12.2018 zu beantragen. 

2) Die Geschäftsstelle im Amt 53 wird befristet bis zum 31.12.2020 mit 
dem Anteil von 0,75 einer Vollzeitstelle weitergeführt. 

 
 
 
Luttmann 

 

Besch lussvor lage  
Gesundheitsamt  

Tagesordnungspunkt: 6.2 

 

Drucksachen-Nr.:  2016-21/0307 

Status:         öffentlich 

Datum:     10.11.2017 

Termin  Beratungsfolge: 
Abstimmungsergebnis

Ja Nein Enthalt. 

23.11.2017 Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 

07.12.2017 Kreisausschuss 

20.12.2017 Kreistag 

   

   

   



 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Verwaltungshandreichung über die Gewährung eines Mehrbedarfs für Verhütungsmittel an 
Leistungsberechtigte nach dem Zweiten und Zwölften Buch des Sozialgesetzbuches (SGB 
II/SGB XII) und dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) 
a) Antrag auf überplanmäßige Auszahlung 2017 
b) Erhöhung des Planansatzes 2018 des Produktes 35.1.03 (Besondere soziale Hilfen) 
 
 
Sachverhalt: 
 
Leistungsberechtigte nach dem SGB II, SGB XII und AsylbLG haben die Möglichkeit, bei 
Vorliegen der Voraussetzungen einen Mehrbedarf für Verhütungsmittel zu beantragen. Hierfür 
stehen im Teilhaushalt 4 – Soziales, im Produkt 35.1.03 – Besondere soziale Hilfen – freiwillige 
Mittel zur Verfügung. Ursprünglich wurde jährlich ein Budget in Höhe von 20.000 € eingeplant, 
welches nicht ausgeschöpft wurde. Zum Haushaltsjahr 2016 ist der Ansatz daher auf 5.000 € 
gesenkt worden. Dieser geringere Betrag reicht für das Jahr 2017 nicht aus. Grds. wäre in 
diesem Fall eine überplanmäßige Auszahlung zu beantragen; dies ist jedoch nach der Ver-
waltungshandreichung ausgeschlossen: „Die Kostenübernahme nach dieser Verwaltungshand-
reichung ist ausgeschlossen, sofern der zur Verfügung stehende Haushaltsansatz ausgeschöpft 
ist.“  
 
Für das Haushaltsjahr 2017 liegen noch Anträge über ca. 1.100 € auf Gewährung aus der Ver-
waltungshandreichung vor. Diese müssten nun abgelehnt werden. Jedoch ist zu berück-
sichtigen, dass die nachfragenden Personen zunächst eine Beratung durch die Schwangeren-
beratungsstellen im Landkreis (u.a. Diakonisches Werk beider Kirchenkreise) erhalten und 
durch diese Beratung insoweit auf die Gewährung aus der Handreichung vertrauen. Zwar 
handelt es sich nicht um einen einklagbaren Rechtsanspruch, sondern vielmehr um eine frei-
willige Leistung des Landkreises. Jedoch ist auch bei diesen freiwilligen Leistungen der Ver-
trauensschutz zu beachten.  
 
Im Teilhaushalt 4 stehen im Produkt 31.3.01 (Leistungen gemäß AsylbLG) Mittel zur Deckung 
zu Verfügung, so dass vorgeschlagen wird, entgegen der Regelungen der Verwaltungshand-
reichung einmalig für das Haushaltsjahr 2017 eine überplanmäßige Auszahlung in Höhe von 
2.000 € zur Verfügung zu stellen. Für das Haushaltsjahr 2018 sind bisher 6.000 € eingeplant 
worden; dieser Betrag soll auf 10.000 € angehoben werden.  

 

Besch lussvor lage  
Sozialamt  

Tagesordnungspunkt: 7 

 

Drucksachen-Nr.:  2016-21/0308 

Status:         öffentlich 

Datum:     10.11.2017 

Termin  Beratungsfolge: 
Abstimmungsergebnis

Ja Nein Enthalt. 

23.11.2017 Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit    

   

   



- 2 - 

     
 

 
Übersicht Verwaltungshandreichung Verhütungsmittel seit 2015: 
 

Haushaltsjahr Plan Ist Differenz Anzahl der Bewilligungen
2015 20.000 4.931 15.069 24
2016 5.000 3.926 1.074 20
2017 5.000 6.500* -1.500 24*
2018 6.000

* inkl. der aktuell vorliegenen Anträge  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der überplanmäßigen Auszahlung für die o.g. Verwaltungshand-
reichung in Höhe von 2.000 € im Teilhaushalt 4 (Soziales), Produkt 
35.1.03 (Besondere soziale Hilfen) für das Haushaltsjahr 2017 wird 
zugestimmt. Die Deckung erfolgt durch Minderauszahlungen im 
Teilhaushalt 4, Produkt 31.3.01 (Leistungen gemäß AsylbLG).  

2. Für die weiteren Beratungen zum Haushaltsplan 2018 wird die 
Erhöhung des Planansatzes des Produktes 35.1.03 (Besondere 
soziale Hilfen) um 4.000 € für die Gewährung eines Mehrbedarfs für 
Verhütungsmittel an Leistungsberechtigte nach dem Zweiten und 
Zwölften Buch des Sozialgesetzbuches (SGB II/SGB XII) und dem 
Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) empfohlen. 

 
 
In Vertretung 
 
 
 
(Colshorn) 



 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Förderanträge "Freiwillige Leistungen im sozialen Bereich" 
 
 
Sachverhalt: 
 
Im Jahr 2017 wurde das Verfahren der Zuschussgewährung inkl. Nachweislegung beleuchtet 
und insbesondere auf Vergleichbarkeit hingewirkt. Bereits zur Bewilligung der für das Haus-
haltsjahr 2017 gewährten Zuschüsse sind erstmals Vordrucke für die Antragstellung ab 2018 
und Verwendungsnachweise an die Zuschussempfänger übersandt worden, die den allge-
meinen betriebswirtschaftlichen Grundsätzen entsprechen (vgl. Protokoll zur 2. Sitzung des 
Ausschusses für Soziales, Arbeit und Gesundheit vom 09.03.2017, Anlage zu TOP 4). Daneben 
hat im Juni 2017 eine Informationsveranstaltung für die Zuschussempfänger stattgefunden, die 
bereits im Vorjahr Zuschüsse erhalten haben. Bei dieser Veranstaltung sind u.a. die Regelun-
gen der zwei anzuwendenden Verwaltungshandreichungen erläutert und die neuen Vordrucke 
nochmals erklärt worden. Diese vernetzende Veranstaltung ist von den Teilnehmern sehr positiv 
aufgenommen worden. 
 
Die Prüfung der für das Haushaltsjahr 2018 gestellten Förderanträge erfolgte anhand der Ver-
waltungshandreichung „Förderung im sozialen Bereich“ und der dort definierten Voraussetzun-
gen:  
 
a) Vollständigkeit der Antragsunterlagen. Soweit die zu neu zu verwendenden Vordrucke nicht 
verwendet wurden, sind diese nachgefordert worden, um eine Vergleichbarkeit der 
Förderprojekte zu erhalten.  
b) Erfüllung der Eigenmittel. Voraussetzung für die Gewährung eines Zuschusses nach der 
Handreichung ist eine angemessene Eigenleistung des Zuwendungsempfängers, in der Regel 
mindestens 25 % der förderfähigen Ausgaben. Nicht alle Antragsteller verfügen über Eigen-
mittel; dies ist in den Anmerkungen gesondert aufgeführt.  
c) Bezuschussung durch die Kommunen. Nach der allgemeinen Verwaltungshandreichung für 
die Gewährung von Zuschüssen und Zuweisungen aus Kreismitteln wird eine Beteiligung durch 
die Städte, Samtgemeinden und Gemeinden zumindest in Höhe der Zuwendung aus Kreis-
mitteln erwartet. Bei den vorliegenden Anträgen für das Haushaltsjahr 2018 ist lediglich geprüft 
worden, ob eine Beteiligung durch die Kommunen erfolgt. 

 

Besch lussvor lage  
Sozialamt  

Tagesordnungspunkt: 8.1.1 

 

Drucksachen-Nr.:  2016-21/0309 

Status:         öffentlich 

Datum:     10.11.2017 

Termin  Beratungsfolge: 
Abstimmungsergebnis

Ja Nein Enthalt. 

23.11.2017 Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 

07.12.2017 Kreisausschuss 
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d) Fristgerechter und plausibler Verwendungsnachweis der für das Jahr 2016 ausgekehrten 
Mittel. Mit Bewilligungsbescheid der Leistungen für das Haushaltsjahr 2016 ist allen Zuwen-
dungsempfängern vorgegeben worden, den Nachweis der ordnungsgemäßen Verwendung bis 
zum 31.03.2017 einzureichen.  
e) Sonstiges.  
Auf der Veranstaltung im Juli 2017 ist schließlich abgestimmt worden, dass eine Auszahlung 
der Mittel – vorbehaltlich der Genehmigung des Haushaltes – im Jahr 2018 erst nach Eingang 
des Verwendungsnachweises 2017 erfolgen wird. Alle Teilnehmer waren hiermit einverstanden. 
 
Im Produkt 35.1.03 (Besondere soziale Hilfen) des Teilhaushaltes 4 sind Haushaltsmittel in 
Höhe von 16.200 € eingestellt. 
 
Zu den einzelnen Anträgen: 
 
1) Kirchenkreis BRV-ZEV: Tafel in Zeven mit Ausgabestellen in Sittensen und Tarmstedt 

a) Die Antragsunterlagen sind vollständig. 
b) Die Eigenmittel betragen mehr als 25 %. 
c) Die Samtgemeinden Sittensen, Tarmstedt und Zeven unterstützen die Tafel nicht. 

Lediglich die SG Selsingen gewährt einen Zuschuss in Höhe von 200 €.  
d) Verwendung 2016 ist fristgerecht und plausibel dargelegt.  
e) Der KA hat in seiner Sitzung am 09.12.2015 die Höhe der Förderung aller Tafeln im 

Kreisgebiet beschlossen: 4.000 € für die Hauptausgabestelle und weitere 1.000 € je 
Nebenausgabestellen. Die übrigen Voraussetzungen der Verwaltungshandreichung 
gelten weiterhin. 

Für 2018 ist der beantragte Betrag veranschlagt worden. Es wird angeregt, dem Kirchenkreis 
aufzugeben, bei den beteiligten Kommunen beginnend ab dem Haushaltsjahr 2019 ebenfalls 
Förderungen zu beantragen.  
 
2) Caritasverband für die Landkreise STD und ROW, Selbsthilfekontaktstelle ZISS 

a) Die Antragsunterlagen sind vollständig. 
b) Die Eigenmittel betragen mehr als 25 %. 
c) Es sind keine Zuschüsse bei kreisangehörigen Kommunen beantragt. 
d) Der Verwendungsnachweis 2016 ist fristgerecht und plausibel dargelegt.  
e) Die Ko-Finanzierung des Landkreises in Höhe von 500 € ist Voraussetzung für die 

Landeszuwendung. 
Für 2018 ist der beantragte Betrag veranschlagt worden. Es wird angeregt, dem Caritasverband 
aufzugeben, bei den beteiligten Kommunen beginnend ab dem Haushaltsjahr 2019 ebenfalls 
Förderungen zu beantragen. 
 
3) TANDEM e.V., Bremervörder Tafel mit Ausgabestelle in Gnarrenburg 

a) Die Antragsunterlagen waren nicht vollständig. Die o.g. Vorlagen sind auf Anforderung 
nachgereicht worden.  

b) Eigenmittel sind nicht vorhanden. Der Verein TANDEM e.V. kann hier nur solche Mittel 
darlegen, die er zielgerichtet für die Arbeit der Tafel auf Spendenbasis einwirbt. 
Spenden sind betriebswirtschaftlich jedoch keine Eigenmittel.  

c) Bei den SG Geestequelle und Selsingen sind Zuwendungen beantragt (insgesamt 
1.200 €). Die Gemeinde Gnarrenburg als Eigentümer des Gebäudes der dortigen 
Ausgabestelle überlässt der Tafel das Gebäude für eine symbolische Jahresmiete in 
Höhe von 12 €.  

d) Die Verwendung 2016 ist nicht fristgerecht nachgewiesen. Die Prüfung dauert noch an.  
e) Der KA hat in seiner Sitzung am 09.12.2015 die Höhe der Förderung aller Tafeln im 

Kreisgebiet beschlossen: 4.000 € für die Hauptausgabestelle und weitere 1.000 € je 
Nebenausgabestellen. Die übrigen Voraussetzungen der Verwaltungshandreichung 
gelten weiterhin. 
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Der Verein TANDEM e.V. ist ein gemeinnütziger Verein, der keine Mitgliedsbeiträge erhebt, 
sondern sich ausschließlich über Spenden finanziert. Bei Prüfung des Antrages sind diese 
Spenden dennoch als Eigenmittel ausgelegt worden, da der Verein ansonsten keine Eigenmittel 
generieren kann. Vorbehaltlich der Plausibilität des Verwendungsnachweises 2016 ist für 2018 
der beantragte Betrag im Haushaltsplan veranschlagt worden.  
 
4) Blaues Kreuz, Begegnungsgruppe Heeslingen 

a) Die Antragsunterlagen sind vollständig. 
b) Die Eigenmittel betragen mehr als 25 %. 
c) Die SG Zeven bezuschusst das Blaue Kreuz Heeslingen wie im Vorjahr mit 200 €. 
d) Die Verwendung 2016 ist fristgerecht und plausibel nachgewiesen. 

 
 

lfd. Nr.
Antrags‐

eingang
Antragsteller Projekt Antrag 2018 Höhe 2017

Haushalt 2018 

veranschlagt
Empfehlung

Differenz Empfehlung 

und Veranschlagung

1 01.08.2017
Kirchenkreis BRV‐ZEV, 

Diakonisches Werk
Tafel in Zeven  6.000 € 6.000 € 6.000 € 6.000 € 0 €

2 04.08.2017
Caritasverband für die LK 

STD und ROW e.V.

Selbsthilfekontakt‐

stelle ZISS
500 € 500 € 500 € 500 € 0 €

3 07.08.2017 TANDEM e.V. Tafel in BRV 5.000 € 5.000 € 5.000 € 5.000 € 0 €

4 15.08.2017 Blaues Kreuz Heeslingen Selbsthilfegruppe 400 € 400 € 400 € 400 € 0 €

11.900 € 11.900 € 11.900 € 11.900 € 0 €Summe  
 
Die folgenden zwei Anträge sind nach dem 15.08.2017 eingegangen. Sie sind damit bei 
Aufstellung des Haushaltsplanes nicht berücksichtigt worden. Da sie noch vor dem 15.10.2017 
eingegangen sind, werden sie nach der Verwaltungshandreichung gesondert dem Ausschuss 
für Soziales, Arbeit und Gesundheit vorgelegt. 
 
5) Herbergsverein Wohnen und Leben e.V., KARO/MiKARO  

a) Die Antragsunterlagen sind vollständig.  
b) Die Eigenmittel von i.d.R. mind. 25 % werden nicht erreicht. 
c) Die Stadt Rotenburg (Wümme) bezuschusst das KARO mit 30.000 €. 
d) Die Verwendung 2016 ist nicht fristgerecht aber plausibel nachgewiesen. 

Der Herbergsverein e.V. erfüllt die Vorgabe der Eigenmittel (i.d.R. mind. 25%) nicht. Gleichwohl 
wird unter Berücksichtigung sonstiger Einnahmen (u.a. Jobcenter, Einnahmen aus Verkauf,  
Förderung Deutsches Hilfswerk) ein ausgeglichenes Ergebnis erzielt. Insofern wird die 
Förderung empfohlen. 
 
6) Rotenburger Tafel e.V., Tafel Rotenburg (Wümme) 

a) Die Antragsunterlagen sind nicht vollständig. Auch auf Nachforderung wurden nicht alle 
Unterlagen eingereicht, insbesondere das Leistungskonzept steht noch aus.  

b) Die Eigenmittel betragen mehr als 25 %.  
c) Beantragte Zuschüsse bei den Kommunen: 

a. Stadt ROW: 10.000 € 
b. Gem. Scheeßel: 6.000 € 
c. SG Sottrum: 5.000 € 
d. Stadt Visselhövede: 2.500 €  

d) Die Verwendung 2016 ist nicht fristgerecht aber plausibel nachgewiesen.  
e) Der KA hat in seiner Sitzung am 09.12.2015 die Höhe der Förderung aller Tafeln im 

Kreisgebiet beschlossen: 4.000 € für die Hauptausgabestelle und weitere 1.000 € je 
Nebenausgabestellen. Die übrigen Voraussetzungen der Verwaltungshandreichung 
gelten weiterhin. 

Vorbehaltlich der Nachreichung des Leistungskonzeptes wird empfohlen, für 2018 eine 
Förderung in beantragter Höhe zu veranschlagen.     
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lfd. Nr.
Antrags‐

eingang
Antragsteller Projekt Antrag 2018 Höhe 2017

Haushalt 2018 

veranschlagt
Empfehlung

Differenz Empfehlung 

und Veranschlagung

5 31.08.2017
Herbergsverein Wohnen 

und Leben e.V.
KARO/MiKARO 3.000 € 3.000 € 0 € 3.000 € 3.000 €

6 22.09.2017 Rotenburg Tafel e.V. Tafel in ROW 7.000 € 7.000 € 0 € 7.000 € 7.000 €

10.000 € 10.000 € 0 € 10.000 € 10.000 €Summe  
 
 
Bei den folgenden Anträgen ist eine abweichende Höhe zum Antrag in die Haushaltsplanung 
aufgenommen worden. 
 
7) Kirchenkreis BRV-ZEV, Anziehungspunkt Gnarrenburg 

a) Die Antragsunterlagen sind vollständig. 
b) Die Eigenleistung des Kirchenkreises soll von 2017 auf 2018 um 5.700 € sinken, beträgt 

aber weiterhin mehr als 25 % der förderfähigen Ausgaben. 
c) Die Gemeinde Gnarrenburg hat im Vorjahr einen Zuschuss in Höhe von 1.000 € 

gewährt; für 2018 ist im Förderplan kein Zuschuss mehr ausgewiesen.  
d) Die Verwendung 2016 ist fristgerecht und plausibel dargelegt. 
e) Im Jahr 2018 fallen die Einrichtungskosten (4.500 €) als Ausgaben und der Zuschuss 

der Gemeinde Gnarrenburg (1.000 €) als Einnahme weg. Die Eigenmittel der Kirche 
werden um 5.700 € gesenkt. Gleichzeitig soll der Zuschuss des Landkreises um 2.000 € 
steigen. Der Kirchenkreis teilte hierzu auf Nachfrage mit, dass die Landeskirche den 
Aufbau des Anziehungspunktes in drei Phasen bezuschusst; in jeder Phase findet eine 
Abschmelzung der Förderung statt. 2018 ist die 2. Phase. Gleichzeitig wird der 
Kirchenkreis bei der Gemeinde Gnarrenburg noch einen Zuschuss beantragen (500 €), 
dort ist die Antragsfrist jedoch bereits abgelaufen.    

Eine Erhöhung des Landkreis-Zuschusses könnte umgangen werden, wenn sich die Gemeinde 
Gnarrenburg weiterhin mit 1.000 € und der Kirchenkreis seine gesenkte Eigenleistung wie-
derum um 1.000 € erhöht. Insofern ist lediglich ein Betrag in Höhe von 3.000 € - wie im Vorjahr 
–  in die Planung 2018 eingeflossen. Hinzu kam bei dieser Überlegung auch der Umstand, dass 
die Höhe der Förderung für die Ausgabestelle von Kleidung nicht höher ausfallen sollte, als die 
Höhe der Förderung die Ausgabestellen von Lebensmitteln.  
Aufgrund der Bereitschaft des Kirchenkreises, bei der örtlichen Kommune noch einen Zuschuss 
in Höhe von 500 € zu beantragen, wird nunmehr empfohlen, landkreisseitig einen Zuschuss in 
Höhe von 3.500 € zu gewähren. Der Kirchenkreis ist über diese Veranschlagung informiert. 
 
8) Kirchenkreis ROW, Offener Mittagstisch 

a) Die Antragsunterlagen sind vollständig. 
b) Die Eigenleistung des Kirchenkreises wird um 100 € erhöht und beträgt mehr als 25 %. 
c) Die Beteiligung der Kirchengemeinden ist nicht angehoben worden und liegt unver-

ändert bei 2.000 €.  
d) Gleiches gilt für die Zuwendung der Stadt Rotenburg (Wümme), die unverändert mit 

1.500 € beantragt wird.  
e) Die Verwendung 2016 ist fristgerecht und plausibel dargelegt. 

Der Kirchenkreis begründet die höhere Antragstellung damit, dass sich die Kosten für das 
Essen erhöht haben. Bisher wurde das Essen von zwei unterschiedlichen Anbietern bezogen. 
Einer dieser Anbieter hat bisher immer die Reste seines Essens kostenlos abgegeben. Dies ist 
ab September 2017 nicht mehr möglich. 
Um diese Kosten decken zu können, ist zum einen die Erstattung durch die Teilnehmenden in 
der Planung um 2.300 € erhöht worden. Kirche und Stadt Rotenburg (Wümme) erhöhen ihre 
Mittel nach derzeitiger Planung jedoch nicht, sodass die restliche Erhöhung der Lebensmittel-
kosten damit im Ergebnis nur an die Teilnehmenden und den Zuwendungsgeber Landkreis 
weitergereicht wird. 
Der Kirchenkreis teilte auf Nachfrage mit, dass bei der nächsten Sitzung des Kirchenkreises 
eine Erhöhung der Eigenmittel um weitere 1.000 € beantragt werde. Dieser tagt aber erst am 
27.11.2017. Bei dem Zuschuss der Stadt ROW handelt es sich lt. Kirchenkreis um eine 
feststehende Förderung. Eine weitere Antragstellung für 2018 sei aufgrund der abgelaufenen 
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Antragsfrist nun auch nicht mehr möglich. Der Kirchenkreis ist über die bisherige 
Veranschlagung in Höhe von 1.300 € informiert. 
Vorbehaltlich der Erhöhung der Eigenmittel des Kirchenkreises um 1.000 € wird empfohlen, 
landkreisseitig die Förderung ebenfalls um 1.000 € auf 2.300 € anzuheben.  
 

lfd. Nr.
Antrags‐

eingang
Antragsteller Projekt Antrag 2018 Höhe 2017

Haushalt 2018 

veranschlagt
Empfehlung

Differenz Empfehlung 

und Veranschlagung

7 01.08.2017
Kirchenkreis BRV‐ZEV, 

Diakonisches Werk

Anziehungspunkt 

Gnarrenburg
5.000 € 3.000 € 3.000 € 3.500 € 500 €

8 03.08.2017
Kirchenkreis ROW, 

Diakonisches Werk

Offener 

Mittagstisch
6.450 € 1.300 € 1.300 € 2.300 € 1.000 €

11.450 € 4.300 € 4.300 € 5.800 € 1.500 €Summe  
 
 
9) TANDEM e.V., CREATIV-Kunstraum 
Nach Eingang des Leistungskonzeptes Ende Oktober 2017 ist festzustellen, dass das Projekt 
den Kontakt- und Begegnungsstätten zuzuordnen ist. Insofern wird auf die Vorlage zu TOP 
8.1.2 verwiesen. Der Verein TANDEM e.V. ist hierüber informiert. 
 
10) Verfristeter Antrag 
Ein Antrag ist am 18.10.2017 eingegangen und lt. Verwaltungshandreichung damit nicht mehr 
zu berücksichtigen. Der Antragsteller ist hierüber informiert worden.  
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Den Förderanträgen 1 – 4 wird entsprechend der jeweils veran-
schlagten Haushaltsmittel zugestimmt.   

2. Den Förderanträgen 5 und 6 wird entsprechend der Empfehlungen 
zugestimmt. Der Ansatz 2018 im Produkt 35.1.03 (Besondere soziale 
Hilfen) ist um 10.000 € zu erhöhen.  

3. Den Förderanträgen 7 und 8 wird entsprechend der Empfehlungen 
zugestimmt. Der Ansatz 2018 im Produkt 35.1.03 (Besondere soziale 
Hilfen) ist um 1.500 € zu erhöhen. 

 
 
 
 
 
Luttmann 



Anlage zu TOP 8.1.1

















































 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Förderung regionaler Begegnungsstätten und Kontaktstellen für psychisch kranke Menschen im 
Landkreis Rotenburg (Wümme) 
 
Sachverhalt: 
 
Im Landkreis Rotenburg (Wümme) bieten die GESO gGmbH, TANDEM e.V. und das 
Diakonische Werk des ev. luth. Kirchenkreises Rotenburg Begegnungsstätten sowie Kontakt-
stellen für psychisch kranke Menschen an. Hierüber hat der Landkreis Rotenburg (Wümme) mit 
den jeweiligen Trägern Fördervereinbarungen geschlossen (Beschluss Kreisausschuss vom 
05.12.2013). 
Im Produkt 35.1.03 – Besondere soziale Hilfen – des Teilhaushaltes 4 sind Haushaltsmittel in 
Höhe von 88.200 € veranschlagt. Grundlage sind die zwischen dem Landkreis und den 
jeweiligen Trägern vereinbarten Fördervereinbarungen.  
 

a) Alle Anträge sind fristgerecht und mit vollständigen Antragsunterlagen eingereicht 
worden. 

b) Die Verwendungsnachweise 2016 der GESO gGmbH sowie des Kirchenkreises 
Rotenburg (Wümme) sind fristgerecht eingereicht und plausibel.  

c) Der Verwendungsnachweis des Vereins TANDEM e.V. ist nicht fristgerecht eingereicht 
aber plausibel. 

 
Die GESO gGmbH sowie der TANDEM e.V. beantragen die Erhöhung des Zuschusses um 
jeweils 3 % (GESO GmbH insgesamt + 1.287,39 €, TANDEM e.V.: insgesamt + 965,54 € €). Als 
Begründung werden gestiegene Personalkosten angeführt. Der Kirchenkreis beantragt eine 
geringere Förderung (- 2.373,87 €) als vereinbart.  
 
Basis für die Fördervereinbarungen war eine durch das Gesundheitsamt erstellte Konzeptskizze 
aus dem Jahr 2013. Diese beinhaltete den erwarteten Personalbedarf für die Begegnungs-
stätten und Kontaktstellen. Um die Fördersumme festzulegen, wurde eine fiktive Berechnung 
durchgeführt, um die Kosten des notwendigen Personals grob zu ermitteln. Hierfür wurde der 
Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst (TVöD) herangezogen und berechnet, wie hoch die 
Kosten einer Stelle beim Landkreis Rotenburg (Wümme) wären. Die berechnete Summe wurde 
entsprechend des laut Konzept notwendigen Personals als Fördersumme festgelegt. Es wurde 
bewusst kein Automatismus für eine Steigerung des Zuschussbetrages übernommen, weil es 
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sich bei der Personalkostenberechnung um eine fiktive Berechnung der Fördersumme handelt 
und üblicherweise alle Zuschussempfänger mit einem jährlichen Festbetrag ohne Dynamisie-
rung gefördert werden. 
Die drei Einrichtungen sind nicht an den TVöD gebunden; TANDEM e.V. und GESO gGmbH 
sind an keinen Tarifvertrag gebunden und haben daher auch deutlich anders gestaltete Per-
sonalkosten. Während diese beiden Anbieter nun um eine Steigerung um 3 % bitten, hat der 
Kirchenkreis sogar eine geringere Fördersumme für 2018 beantragt als ihm nach der Förder-
vereinbarung und der dahinter stehenden Berechnung zustehen würde. Dort ist der Zuschuss 
also weiterhin auskömmlich. Zudem sei angemerkt, dass sowohl die GESO gGmbH wie auch 
TANDEM e.V. in ihren jeweiligen Finanzierungsplänen 2018 mit den vereinbarten Förder-
summen planen und damit ein Ergebnis von 0 € erzielt. Auch hier wird für 2018 also mit einer 
Auskömmlichkeit gerechnet.  
 
Aus diesem Grund ist für das Haushaltsjahr 2018 bei den vorgenannten Anträgen trotz der 
geänderten Antragshöhen unverändert mit den vereinbarten Fördersummen geplant worden. 
Für 2018 sollen die Vereinbarungen überprüft und ggf. angepasst werden.    
 
Mit Schreiben vom 03.08.2017 beantragt der Verein TANDEM e.V. einen Zuschuss in Höhe von 
5.000 € für den Aufbau einer inklusiven Kunst- und Gestaltungswerkstatt in Bremervörde,  
„CREATIV-Kunstraum“. Bei Prüfung des Leistungskonzeptes ist festzustellen, dass das Projekt 
inhaltlich der Begegnungsstätte TANDEM-TREFF zuzuordnen ist. Insofern wird empfohlen, die 
Vereinbarung mit dem TANDEM-Treff über die Begegnungsstätte in Bremervörde in 2018 neu 
zu fassen und den CREATIV-Kunstraum in die Vereinbarung mit aufzunehmen. Im Haushalt 
2018 sind hierfür bisher keine Mittel veranschlagt worden, da die Prüfung aufgrund der erst 
später eingegangenen ergänzenden Antragsunterlagen erst nach Haushaltsanmeldung erfolgen 
konnte. Der Verein TANDEM e.V. ist über die Behandlung des Antrages als Ergänzung zur 
Bremervörder Begegnungsstätte informiert worden.  
 

lfd. Nr. Organisation
Begegnungsstätte/

Kontaktstelle

vereinbart 

(gerundet)

beantragt 

(gerundet)

Haushalt 2018 

veranschlagt
Empfehlung

Differenz Empfehlung und 

Veranschlagung

1 GESO gGmbH Cafè KUBUS, ROW 32.200 € 33.150 € 32.200 € 32.200 € 0 €

2 GESO gGmbH Tagesstätte Quab, Zeven 10.800 € 11.050 € 10.800 € 10.800 € 0 €

3 TANDEM e.V. TANDEM‐TREFF, BRV 21.500 € 22.100 € 21.500 € 26.500 € 5.000 € *)

4 TANDEM e.V. TANDEM‐Treff, Gnarrenburg 10.800 € 11.050 € 10.800 € 10.800 € 0 €

5
Kirchenkreis ROW, 

Diakonisches Werk

Frühstückstreffs in ROW, 

Scheeßel und Visselhövede
12.900 10.500 12.900 12.900 € 0 €

88.200 € 87.850 € 88.200 € 93.200 € 0 €Summe

*) Antrag nach Verwaltungshandreichung aber Sachzusammenhang 

mit Begegnungstätte BRV, daher Ausweisung hier  
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Den Förderanträgen 1, 2, 4 und 5 wird entsprechend der jeweils im Einzelfall 
veranschlagten Haushaltsmittel zugestimmt.   

2. Hinsichtlich des Förderantrages 3 wird eine neue Vereinbarung geschlossen. 
Vorbehaltlich der neu zu schließenden Vereinbarung wird hierzu der 
Haushaltsansatz im Produkt 35.1.03 (Besondere soziale Hilfen) vorsorglich um 
5.000 € erhöht.  

 
 
 
 
Luttmann 
 



Anlage zu TOP 8.1.2





























 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Haushaltsplan des Sozialamtes für das Haushaltsjahr 2018 
 
 
Sachverhalt: 
 
Gegenstand der Haushaltsberatungen im Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit sind 
die Planansätze für die folgenden Produkte des Teilhaushaltes 4 (Sozialamt): 
 
Produkte TH 4 Bezeichnung 
24.2.01  Leistungen nach dem BAföG 
31.1.01  Hilfe zum Lebensunterhalt 
31.1.02  Hilfe zur Pflege bis 2016 
31.1.03  Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
31.1.04  Hilfen zur Gesundheit 
31.1.05 Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten und in 

anderen Lebenslagen 
31.1.06  Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
31.1.07  Zahlungen Quotales System 
31.1.08  Hilfe zur Pflege ab 2017 
31.1.09  Verwaltung der Sozialhilfe 
31.1.12  Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 34 SGB XII 
31.3.01  Leistungen gemäß AsylbLG 
31.3.11  Leistungen für Bildung und Teilhabe nach AsylbLG 
32.1.01  Leistungen nach BVG, OEG u.a. 
34.4.01  Hilfen für Heimkehrer und politische Häftlinge 
34.5.01  Landesblindengeld 
34.6.01  Leistungen gemäß Wohngeldgesetz 
34.7.00  Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 6b BKGG 
35.1.01  Leistungen nach dem USG 
35.1.02  Versicherungsamt 
35.1.03  Besondere soziale Hilfen 
36.3.08  Leistungen nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
52.2.02  Wohnungsbauförderung 
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Zur Fachausschusssitzung bitte ich den bereits mit der Einladung zum Finanzausschuss 
zugesandten Haushaltsplanentwurf mitzubringen. Ausschussmitglieder, die keinen Haushalts-
planentwurf erhalten haben, erhalten mit dieser Einladung entsprechende Auszüge.  
 
Unter den TOPs 7 und 8.1 wurden bereits Beschlussempfehlungen des Ausschusses für 
Soziales, Arbeit und Gesundheit an den Kreisausschuss abgegeben. Die Entscheidung über die 
Haushaltsansätze erfolgt unter Berücksichtigung ggf. notwendiger Änderungen einzelner 
Haushaltsansätze aufgrund der vorgenannten Beschlüsse. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Für die weiteren Beratungen zum Haushaltsplan 2018 werden die Plan-
ansätze der vorgenannten Produkte mit in der Sitzung besprochenen 
Änderungen empfohlen. 

 
 
 
 
Luttmann 



 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Förderung des Betreuungsvereins der Arbeiterwohlfahrt im Landkreis Rotenburg (Wümme)  
e. V. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Seit 2013 erhält der Betreuungsverein der AWO im Rahmen einer Fördervereinbarung eine 
Zuwendung von 6.000,-- Euro jährlich für die Mitfinanzierung der Personal- und Sachkosten für 
Querschnittsaufgaben des Vereins nach § 1908 f BGB. Mit Schreiben vom 01.08.2017 wurde 
eine entsprechende Zuwendung für 2018 beantragt. 
 
Hintergrund der Förderung ist die Richtlichtlinie des Nds. MS über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung von Betreuungsvereinen, wonach anerkannte Betreuungsvereine 
eine Landesförderung erhalten. Dort heißt es: „Das Land geht davon aus, dass sich die 
kommunalen Betreuungsbehörden an den Kosten der Querschnittsaufgaben der Betreuungs-
vereine […] angemessen beteiligen.“ Die Richtlinie gilt befristet bis zum 31.12.2019. 
Gegenstand der Förderung sind laut Richtlinie Personal- und Sachausgaben des 
Betreuungsvereins, vorrangig zur planmäßigen Gewinnung ehrenamtlicher Betreuerinnen und 
Betreuer, zu deren erfolgreicher Motivierung, weitere ehrenamtliche Betreuungen zu über-
nehmen, sowie für die 
 Einführung in deren Aufgaben, Fortbildung und Beratung, aber auch der  
 Gewährleistung einer ausreichenden Zahl an geeigneten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, 

deren Beaufsichtigung, Fort- und Weiterbildung, sowie einer angemessenen Haftpflicht-
versicherung, 

 planmäßige Information über Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen, 
 Ermöglichung eines Erfahrungsaustausches zwischen den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 

sowie 
 Beratung und Unterstützung von Bevollmächtigten bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben. 
 
Seit Abschluss der Vereinbarung hat sich die Zusammenarbeit zwischen dem Betreuungsverein 
und der hiesigen Betreuungsstelle deutlich intensiviert. Mindestens im halbjährlichen Rhythmus 
finden gemeinsame Austauschtreffen statt, zudem werden Informations- und Fortbildungs-
veranstaltungen in enger Zusammenarbeit geplant und durchgeführt. Die Öffentlichkeitsarbeit 
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wird kontinuierlich ausgebaut. Der Betreuungsverein führt zudem zahlreiche Einzelberatungen 
von Betroffenen, Angehörigen und Vorsorgebevollmächtigten sowie ehrenamtlichen 
Betreuer/innen durch. 
 
Der Verwendungsnachweis für die Zuwendung 2016 ging fristgerecht und vollständig ein und 
bot keinen Grund zur Beanstandung. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Dem Abschluss der Fördervereinbarung mit dem Betreuungsverein der 
Arbeiterwohlfahrt wird befristet bis 31.12.2019 zugestimmt. 

 
 
 
Luttmann 
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Vereinbarung 
 
 

zwischen 
 

dem Betreuungsverein der Arbeiterwohlfahrt im Landkreis Rotenburg e. V.  
(nachfolgend Verein genannt) 

und 
 

dem Landkreis Rotenburg (Wümme), Betreuungsbehörde 
(nachfolgend Landkreis genannt) 

 
wird folgende Vereinbarung geschlossen: 
 
 

1. Gegenstand der Förderung 
 
1.1. Der Verein ist ein anerkannter Betreuungsverein in Sinne des § 3 Abs. 1 des Nieders. 

Ausführungsgesetzes zum Betreuungsgesetz  (Nds. AGBtG) und nimmt Querschnitts-
aufgaben nach § 1908 f des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) im Landkreis Rotenburg 
(Wümme) wahr. Gegenstand der Förderung sind Personal- und Sachausgaben des 
Vereins für die Erledigung der Querschnittsaufgaben. 
 

1.2. Unter die Querschnittsaufgaben fallen insbesondere: 
 

· die planmäßige Gewinnung ehrenamtlicher Betreuerinnen und Betreuer, 
 

· deren erfolgreicher Motivierung, weitere ehrenamtliche Betreuungen zu übernehmen,  
 

· Einführung, Fortbildung und Beratung der ehrenamtlichen Betreuerinnen und Betreu-
er, 

 
· Information über Vorsorgevollmachten und Betreuungsverfügungen, 

 
· Gewährleistung einer ausreichenden Anzahl an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, de-

ren Beaufsichtigung, Weiterbildung und Beratung,  
 

· Ermöglichung eines Erfahrungsaustausches zwischen den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern. 

 
1.3. Der Verein stellt eine fachlich qualifizierte Durchführung der o. a. Querschnittsaufgaben 

sicher. Hierzu gehört u. a. die Beschäftigung einer/eines hauptamtlichen Mitarbeite-
rin/Mitarbeiters, mindestens im Umfang einer Halbtagsstelle.    
 

1.4. Im Rahmen einer vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen dem Verein und der Be-
treuungsbehörde vereinbaren die Parteien, mindestens halbjährlich im Kalenderjahr eine 
gemeinsame Besprechung der Leitungsebene des Vereins und der Betreuungsstelle 
des Landkreises durchzuführen. Weitere Personen können an den Gesprächen teilneh-
men. 

 
 

2. Art, Umfang und Höhe der Förderung und Verfahren 
 

2.1. Für die Erledigung der Aufgaben gewährt der Landkreis auf Antrag eine jährliche Zu-
wendung von 6.000,-- Euro als Zuschuss in Form einer Festbetragsfinanzierung.  



 

 
2.2. Ein Antrag einschließlich Finanzplan ist jeweils bis zum 15.08. des Jahres vor dem För-

derjahr zu stellen. Es handelt sich um eine freiwillige Leistung des Landkreises, die unter 
dem Vorbehalt der Bereitstellung der Mittel im jeweiligen Haushalt steht. 

 
2.3. Die Auszahlung des Festbetrags von 6.000,--  Euro erfolgt in zwei Raten à 3.000,-- Euro 

jeweils zur Mitte des 1. und 3. Jahresquartals.  
 
2.4. Für die Förderung gelten die Verwaltungshandreichungen für die Gewährung von Zu-

schüssen und Zuweisungen aus Kreismitteln - Allgemeines -  des Landkreises Roten-
burg (Wümme), soweit in dieser Vereinbarung keine abweichenden Regelungen getrof-
fen werden.  

 
 

3. Verwendungsnachweis 
 

 
Der Verwendungsnachweis ist bis zum 30.04. des Folgejahres beim Landkreis vorzulegen. 
Der Nachweis besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis sämtli-
cher Einnahmen und Ausgaben. Der Landkreis behält sich vor, gegebenenfalls weitere Bele-
ge zur Überprüfung der sachgemäßen Verwendung nachzufordern.  
Als Sachbericht ist eine Durchschrift des Sachberichts nach der Richtlinie des Landes Nie-
dersachsen über die Gewährung zur Förderung von Betreuungsvereinen vom 24.02.2015, 
Ziff. 6.5. und zusätzlich ein Bericht über die dort nicht aufgeführten Aktivitäten im Rahmen 
der Querschnittsaufgaben vorzulegen.  

 
 

4. Schlussbestimmungen 
 
Diese Vereinbarung tritt zum 01.01.2018 in Kraft und gilt zunächst bis zum 31.12.2019. Un-
abhängig hiervon kann die Vereinbarung aus wichtigem Grund von beiden Parteien mit einer 
Frist von 3 Monaten zum Quartalsende gekündigt werden. 
 
 
Rotenburg (Wümme), den          
 
Landkreis Rotenburg (Wümme)   Betreuungsverein der Arbeiterwohlfahrt 
Der Landrat      im Landkreis Rotenburg e. V.  
In Vertretung 
 
 
 
 
 
(von Ostrowski)     (Schwiebert) 
 



 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Förderung des Krebsfürsorge Bremervörde-Zeven e. V. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Der Krebsfürsorge Bremervörde-Zeven e.V. erhält seit 1991 jährliche Zuwendungen vom 
Landkreis, seit 2015 in Höhe von 20.000 Euro jährlich. Seit 2016 besteht eine Förderverein-
barung, in der die Rahmenbedingungen und Voraussetzungen der Förderung näher beschrie-
ben werden. Die Vereinbarung wurde mit zweijähriger Befristung abgeschlossen. Mit Schreiben 
vom 02.06.2017 wurde ein Antrag auf Verlängerung der Fördervereinbarung und damit auch 
eine Förderung in Höhe von 20.000 Euro für 2018 beantragt. 
Der Verein leistet psychoonkologische und psychosoziale Einzelberatung in seinen Beratungs-
stellen in Bremervörde und Zeven sowie auch aufsuchend. Ferner werden zahlreiche Gruppen-
angebote (Gesprächs- und Sportangebote) im Nordkreis vorgehalten. 
Neben dem Landkreis wird der Verein in unterschiedlicher Höhe (200 € bis 800 €) von den 
Kommunen des Nordkreises unterstützt. Ansonsten finanziert sich der Verein im Wesentlichen 
durch Spenden. Daneben erfolgen jährlich Zuwendungen durch den gesonderten Förderverein 
Krebsfürsorge e. V., um den Haushalt auszugleichen.  
 
Der Verwendungsnachweis für die Zuwendung 2016 ging fristgerecht und vollständig ein und 
bot keinen Grund zur Beanstandung. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Die bestehende Fördervereinbarung mit dem Krebsfürsorge Bremer-
vörde-Zeven e.V. wird um zwei Jahre verlängert. 

 
 
 
 
 
Luttmann 
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Ja Nein Enthalt. 

23.11.2017 Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 

07.12.2017 Kreisausschuss 

   

   

   



Anlage zu TOP 9.1.2





 

 

Fördervereinbarung 
zwischen dem 

Krebsfürsorge Bremervörde-Zeven e.V., 

vertreten durch den Vorstand (Verein) 

und dem 

 Landkreis Rotenburg (Wümme), 

vertreten durch den Landrat (Landkreis) 

 

 

 

1. Gegenstand der Vereinbarung 

Der Verein hält Angebote der psychoonkologischen und psychosozialen Beratung von 
Krebserkrankten und ihren Angehörigen vor. Der Landkreis fördert die Tätigkeit in den 
Beratungsstellen in Bremervörde und Zeven.  

 

1.1. Öffnungszeiten 

Der Verein bietet folgende offene Sprechzeiten an: 

Bremervörde: 

Dienstag bis Freitag,  09:00 � 11:00 Uhr 

Zeven: 

Montag und Mittwoch,  09:00 � 11:00 Uhr 

Auf die Öffnungszeiten wird in geeigneter Form hingewiesen (z. B. Tageszeitung, 
Homepage). Daneben sind Termine nach Vereinbarung möglich, bei Bedarf auch in 
Form von Hausbesuchen. 

Der Verein informiert den Landkreis über Änderungen der Öffnungszeiten. 

 

1.2. Personalausstattung 

Der Verein stellt eine fachlich qualifizierte Durchführung der Beratung unter Verantwor-
tung  ein/er Mitarbeiter/in sicher, die über eine akademische psychosoziale oder medi-
zinische Ausbildung (Diplom oder Master), hierzu zählen Psychologie, Medizin, Sozialar-
beit, Sozialpädagogik oder Pädagogik, mit folgender Zusatzqualifikation verfügt: 

Psychotherapeutische Fortbildung -  Neben den Psychotherapie-Richtlinienverfahren 
werden folgende Psychotherapie-Verfahren anerkannt: klientenzentrierte Gesprächspsy-
chotherapie, systemische Therapie, Gestaltpsychotherapie oder Logotherapie. 

oder 

Psychoonkologische Fortbildung - Es muss ein zusammenhängendes psychoonkologi-
sches Curriculum durchlaufen worden sein, das den Anforderungen der Deutschen Ar-



 

 

beitsgemeinschaft für Psychosoziale Onkologie (dapo) und der Arbeitsgemeinschaft 
Psychoonkologie (PSO) der Deutschen Krebsgesellschaft entspricht. 

Der Verein hält daneben verschiedene Gruppenangebote, u. a. Gymnastik-, Entspan-
nungs- und Gesprächsgruppen, vor. Er stellt sicher, dass die von ihm mit der Leitung 
beauftragten Honorarkräfte über die für die jeweiligen Angebote erforderliche Qualifika-
tion verfügen. 

 

2. Art, Umfang und Höhe der Förderung 

Für die Erledigung der Aufgaben gewährt der Landkreis im Wege der Festbetragsfinan-
zierung eine jährliche Zuwendung von 20.000,00 Euro. Ein Antrag einschließlich Finanz-
plan ist jeweils bis zum 15. August des Jahres vor dem Förderjahr zu stellen. Es handelt 
sich um eine freiwillige Leistung des Landkreises, die unter dem Vorbehalt der Bereit-
stellung entsprechender Mittel im jeweiligen Haushalt steht. Ein Anspruch auf Förde-
rung im Folgejahr entsteht durch diese Vereinbarung nicht. 

Für die Förderung gelten die allgemeinen Regeln (Nr. 5.1, Allgemeines) der Verwal-
tungshandreichungen des Landkreises Rotenburg (Wümme) über die Gewährung von 
Zuschüssen und Zuweisungen aus Kreismitteln, soweit in dieser Vereinbarung keine 
abweichenden Regelungen getroffen werden.  

Der Betrag ist bestimmt zur Mitfinanzierung der Personal- und Sachkosten des Vereins 
für die Beratungsstellen. Der Betrag wird in Halbjahresbeträgen, jeweils zum 15. Febru-
ar und 15. August des Jahres, ausgezahlt. 

Der Verein verpflichtet sich seinerseits, Maßnahmen zu ergreifen, um weiterhin ehren-
amtliche Mitarbeiter/innen zu gewinnen sowie aktiv finanzielle Unterstützung durch Drit-
te und Spenden einzuwerben. 

 

3. Verwendungsnachweis, Rückzahlungsverpflichtungen 

Der Verwendungsnachweis wird bis zum 30.06. des Folgejahres beim Landkreis vorge-
legt und besteht aus einem Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis aller Ein-
nahmen und Ausgaben.  

Der Sachbericht enthält mindestens die folgenden Angaben:  

• Anzahl Beratungen, aufgeschlüsselt nach Standorten 
• Anzahl beratener Klient/inn/en, aufgeschlüsselt nach Ortschaften (PLZ oder 

Samtgemeinde) 
• Aufstellung aller Gruppen und sonstigen Angebote mit Angabe der durchschnittli-

chen Teilnehmerzahl und Angaben zur Leitung (Qualifikation, ehren-, hauptamt-
lich oder auf Honorarbasis) 

Der zahlenmäßige Nachweis enthält folgende Angaben: 

• Übersicht aller Einnahmen und Ausgaben im Förderzeitraum 
• Übersicht über das beschäftige Personal (erbrachte Arbeitsstunden, Qualifikation 

und Honorar der Mitarbeiter/innen) 
• Übersicht über die eingegangenen Drittmittel/Spenden. 

Dem Landkreis bleibt es vorbehalten, sich einzelne Belege als Nachweis vorlegen zu 
lassen.  



 

 

Der Verein ist verpflichtet, die Zuwendung ganz oder anteilig zurückzuzahlen, soweit sie 
nicht zweckentsprechend verwendet wird oder die dem Verein obliegenden Aufgaben 
nicht entsprechend dieser Vereinbarung erfüllt werden oder eine ausreichende Deckung 
der Ausgaben durch andere Mittel gewährleistet ist.  

 

4. Laufzeit, Kündigung 

Diese Vereinbarung tritt am 01.01.2018 in Kraft und wird befristet für zwei Jahre abge-
schlossen. 

Sie kann von jeder Partei mit einer Frist von sechs Kalendermonaten gekündigt werden. 

Daneben steht die Möglichkeit der außerordentlichen Kündigung insbesondere bei miss-
bräuchlicher Verwendung der Förderung. 

 

 

 

 

Rotenburg (Wümme), den         Bremervörde, den       

Landkreis Rotenburg (Wümme)   Krebsfürsorge Bremervörde-Zeven e.V. 

Der Landrat      Die Vorstandsvorsitzende 

In Vertretung       

 

 

(von Ostrowski)     (Illig) 



 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Senioren- und Pflegestützpunkt Niedersachsen (SPN) - Kooperationsvereinbarung mit dem 
DRK Kreisverband Bremervörde e. V. 
 
 
Sachverhalt: 
 
Mit Wirkung vom 01.01.2014 wurde die neue Beratungsstruktur „Senioren- und Pflege-
stützpunkt Niedersachsen“  im Landkreis Rotenburg (Wümme) implementiert und vom Land 
Niedersachsen mit jährlich 40.000 Euro gefördert. Ein Teil dieser Aufgaben wurde mit 
Kooperationsvereinbarung an den bisherigen Träger des Seniorenservicebüros im MGH Zeven, 
den DRK Kreisverband Bremervörde e.V., übertragen, der dafür die Fördersumme abzüglich 
eines Betrags von 7.500 Euro erhält, der für die Koordination beim Landkreis verbleibt. Die 
Vereinbarung läuft zum Jahresende aus.  
 
Mit Erlass des Nds. MS v. 27.7.2015 ist die Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung kommunaler Beratungsstrukturen für ältere Menschen veröffentlich worden, mit 
der verbindliche Vorgaben für die Förderung in Kraft getreten sind. Diese läuft bis 31.12.2019 
und bildet die Grundlage der bestehenden Kooperationsvereinbarung. 
 
Der Verwendungsnachweis für die Zuwendung 2016 ging fristgerecht und vollständig ein und 
bot keinen Grund zur Beanstandung. 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Die Kooperation des Landkreis Rotenburg (Wümme) und des DRK 
Kreisverband Bremervörde e. V. wird fortgeführt.  
Der Landrat wird beauftragt, die Kooperationsvereinbarung wiederum 
befristet für zwei Jahre abzuschließen. 

 
 
 
Luttmann 
 

 

Besch lussvor lage  
Gesundheitsamt  

Tagesordnungspunkt: 9.1.3 

 

Drucksachen-Nr.:  2016-21/0314 

Status:         öffentlich 

Datum:     10.11.2017 

Termin  Beratungsfolge: 
Abstimmungsergebnis

Ja Nein Enthalt. 

23.11.2017 Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 

07.12.2017 Kreisausschuss 

   

   

   



 

 

 

Kooperationsvereinbarung im Rahmen des „Senioren- und Pflegestütz-

punktes Niedersachsen im Landkreis Rotenburg (Wümme)- RoSe“ 

 

zwischen dem 

DRK Kreisverband Bremervörde e. V., 

vertreten durch den Geschäftsführer, 

und dem 

Landkreis Rotenburg (Wümme), 

vertreten durch den Landrat 

 
 

 

 

1. Gegenstand der Vereinbarung 

Seit 01.01.2014 fördert das Land Niedersachsen die Einrichtung eines Senioren- und Pflegestütz-

punkts Niedersachsen (SPN) im Landkreis Rotenburg (Wümme), hervorgegangen aus der Zu-

sammenführung der „RoSe – Seniorenberatung und Pflegestützpunkt“ beim Gesundheitsamt des 

Landkreises Rotenburg (Wümme) und dem „Seniorenservicebüro“ des DRK Kreisverbands Bre-

mervörde e. V. im Mehrgenerationenhaus in Zeven.  

Die Vereinbarung regelt die Zusammenarbeit zwischen dem DRK Kreisverband Bremervörde e. V. 

(nachfolgend kurz „DRK“) und dem Landkreis Rotenburg (Wümme) (nachfolgend kurz „Landkreis“) 

bei der Durchführung der Aufgaben entsprechend den Anforderungen des Landes. Grundlage für 

die Vereinbarung ist die mit Wirkung vom 01.01.2015 bis zum 31.12.2019 geltende Richtlinie über 

die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung kommunaler Beratungsstrukturen für ältere 

Menschen (Erl. d. Nds. MS v. 27.7.2015) (nachfolgend kurz „Richtlinie“). 

 

2. Standorte, Räumlichkeiten und Öffnungszeiten 

2.1. Der Senioren- und Pflegestützpunkt Niedersachsen wird im Landkreis an den bisherigen 

Standorten der „RoSe“ in den Dienststellen des Gesundheitsamtes in Bremervörde und Ro-

tenburg sowie dem ehemaligen Standort des Seniorenservicebüros im Mehrgenerationenhaus 

des DRK in Zeven betrieben.  

2.2. Die jeweiligen Standortbetreibenden sind dafür verantwortlich, dass die Räumlichkeiten ent-

sprechend Ziff. 4.1.4. der Richtlinie über einen barrierefreien Zugang erreichbar sind und Mög-

lichkeiten für vertrauliche Beratungsgespräche bieten.  

Das DRK stellt dem SPN seine Räumlichkeiten unentgeltlich inkl. etwaiger Nebenkosten zur 

Verfügung.  

Anlage zu TOP 9.1.3
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2.3. Die Standorte Rotenburg und Bremervörde sind Mo – Do von 08.00 – 12.00 Uhr und von 

14.00 – 16.00 Uhr sowie Fr von 08.00 – 12.00 geöffnet. Der Standort Zeven bietet allgemeine 

Beratung vormittags an mindestens drei Tagen/Woche und donnerstags nachmittags bis 

18.00 Uhr an. Zusätzlich finden nach vorheriger Terminabsprache Wohn- und Pflegeberatun-

gen sowie Beratungsgespräche außerhalb der angegebenen Öffnungszeiten statt. Diese wer-

den bei Bedarf auch als Hausbesuche durchgeführt. 

Ratsuchenden wird ein niedrigschwelliger Zugang auch über Telefon- und E-Mail-Beratung 

sowie über einen barrierearmen Internetzugang ermöglicht. Die jeweiligen Standortbetreiben-

den stellen die dafür notwendige Infrastruktur zur Verfügung.  

2.4. Die Landesförderung ist auch an ein entsprechendes Internetangebot geknüpft. Der Landkreis 

stellt für das Internetangebot die notwendigen Serverkapazitäten zur Verfügung. Die administ-

rative Verwaltung sowie die presserechtliche Verantwortung werden ebenfalls durch den 

Landkreis wahrgenommen. 

 

3. Personaleinsatz, Verschwiegenheit, Datenschutz 

3.1. Der Einsatz des Personals erfolgt entsprechend der Qualifikation gemäß Ziff. 4.1.2 der Richtli-

nie und orientiert sich an den Kriterien des § 7 a Abs. 3 Satz 2 SGB XI, wonach insbesondere 

Pflegefachkräfte, Sozialversicherungsfachangestellte oder Sozialarbeiter/innen als entspre-

chend qualifiziert gelten. 

3.2. Entsprechend der Regionalvereinbarung zum Pflegestützpunkt mit den Pflegekassen werden 

Beratungen nach § 7c Abs. 2 Nr. 1 SGB XI ausschließlich von Beschäftigten des Landkreises 

durchgeführt. Dies gilt auch für den Standort Zeven des SPN. 

3.3. Alle Mitarbeiter/innen sind zur Neutralität und Verschwiegenheit verpflichtet. Dies gilt auch 

gegenüber anderen Beschäftigten und Einrichtungen des Landkreises und des DRK. Perso-

nenbezogene Daten werden nach den Richtlinien des Datenschutzes verwendet. Eine Weiter-

gabe von Daten an Dritte erfolgt nur mit ausdrücklicher, schriftlicher Genehmigung der/des 

Ratsuchenden. 

Sollten Mitarbeiter/innen des SPN im Rahmen ihrer Beratungstätigkeit Kenntnis von Men-

schen in bedrohlichen Lebenslagen erhalten, können im Rahmen einer Rechtsgüterabwägung 

Personendaten zur Einleitung von Unterstützungs- und Hilfsmaßnahmen weitergegeben wer-

den. Die Rechtsgüterabwägung vor Datenweitergabe erfolgt erforderlichenfalls unter Einbin-

dung der Leitung des Sozialpsychiatrischen Dienstes oder der Leitung des Gesundheitsamtes 

des Landkreises.  

Der Austausch von Informationen und personenbezogenen Daten zwischen den Mitarbei-

ter/innen des SPN ist hiervon unbenommen, soweit es für die Erfüllung der Aufgaben erforder-

lich ist. Die Kooperationspartner verpflichten sich, die Aufgabengebiete und Teilaufgaben auf-

einander abgestimmt wahrzunehmen.  
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4. Aufgabenzuordnung im SPN 

4.1. Aufgaben des Landkreises Rotenburg (Wümme) 

Die vorher in der Rotenburger Seniorenberatung „RoSe“ und im Pflegestützpunkt durchgeführ-

ten Aufgaben wurden in den SPN überführt und entsprechend den Anforderungen des Landes 

ausgebaut: 

- Pflegeberatung nach Vorgabe des Aufgabenkataloges in § 7c SGB XI zu allen Fragen und 

Problemlagen der Pflege. Die Beratungen werden an allen drei Standorten des SPN inner-

halb der angegebenen Beratungs- und Öffnungszeiten angeboten. Im Bedarfsfall erfolgen 

Beratungen auch aufsuchend und in Ausnahmefällen auch außerhalb der üblichen Dienst-

zeiten.  

- Wohnberatung für ältere oder pflegebedürftige Menschen durch die hauptamtlichen Wohn-

berater/innen sowie durch die ehrenamtlichen Wohnberater („Die Wohn- Erleichterer“), die 

in der Regel vor Ort durchgeführt werden 

- Betreuung, Einsatzplanung und Begleitung der ehrenamtlichen Wohnberater/innen mit 

mindestens quartalsweisem Erfahrungsaustausch  

- Beteiligung bei der Aus- und Fortbildung ehrenamtlicher Wohnberater/innen  

- Weitergabe von themenbezogenem Informationsmaterial und Kontaktdaten  

- Teilnahme an Netzwerktreffen  

- Aktive Öffentlichkeitsarbeit, abgestellt auf die unterschiedlichen Zielgruppen Betroffene, 

Angehörige, Verwaltungen, Gremien und Experten  

- Vermittlung eines realistischen Alter(n)sbildes in der Öffentlichkeit   

- Betreuung, Anleitung und Projektbegleitung von Studierenden in gesundheitswissenschaft-

lichen Fächern  

Darüber hinaus stellt der Landkreis insbesondere durch das Gesundheitsamt ein umfangrei-

ches Expertennetzwerk für spezialisierte Fragestellungen zur Verfügung (z. B. aus den Berei-

chen allgemeinmedizinische, ärztlich-geriatrische und psychiatrische Beratung, juristische Be-

treuungen, Heimrecht, Behindertenhilfe).   

4.2. Aufgaben des DRK Kreisverbandes BRV e. V. 

Schwerpunkt der Arbeit ist die Koordination der Zusammenarbeit aller Akteure landkreisweit 

sowie der Aufbau und die Pflege des in der Richtlinie beschriebenen Netzwerkes:      

- Allgemeine, neutrale Beratungen im Rahmen der oben dargestellten Öffnungszeiten 

- Ermittlung, Zusammenstellung und laufende Aktualisierung der im Landkreis etablierten 

Angebote für ältere Menschen (z. B. soziale, sportliche Treffen, Beratungsstellen, Ehren-

amt, Informationen zur Mobilität etc.) und Übermittlung der Daten in geeigneter Form zum 

Einstellen in die Datenbank   

- Beratung über ehrenamtliche Angebote und Möglichkeiten des bürgerschaftlichen Enga-

gements 
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- Organisation, Begleitung und Koordination ambulanter Hilfen zur Unterstützung der Le-

bensführung, der Pflege und der allgemeinen Betreuung – insbesondere durch Senioren-

begleiter/innen i. R. des Programms „DUO“ (jährliches Qualifizierungsangebot entspre-

chend den Vorgaben der Richtlinie mit quartalsweisem Erfahrungsaustausch für die beste-

henden Seniorenbegleiter/innen)  

- Ermittlung von Fehlbedarfen im Versorgungsnetzwerk des Landkreises in Zusammenarbeit 

mit den Kommunen und den örtlichen Seniorenbeiräten und ggf. Ausbau der vorhandenen 

Angebote    

- Organisation der Zusammenarbeit mit den vor Ort bestehenden Strukturen wie z. B. kom-

munalen Gremien, Seniorenbeiräten, Mehrgenerationenhäusern, Freiwilligenagenturen; 

Teilnahme an trägerübergreifenden Sitzungen und Veranstaltungen; Kontakte mit Kirche, 

Handwerk und Einzelhandel; Beteiligung des Landkreises im Einzelfall 

- Durchführung eines jährlichen Workshops zur inhaltlichen Weiterentwicklung der Bera-

tungs- und Vernetzungsarbeit 

- Teilnahme an Netzwerktreffen  

- Vermittlung eines realistischen Alter(n)sbildes in der Öffentlichkeit   

 

5. Zusammenarbeit, Koordination und Teamleitung 

5.1. Um die Zusammenarbeit der beiden Partner (Landkreis, DRK) zu fördern und zu einer effekti-

ven und fruchtbaren Kooperation zu entwickeln, werden neben dem Informationsaustausch im 

Tagesgeschäft monatlich Dienstbesprechungen abgehalten. Die Ergebnisse werden in einem 

Protokoll zusammengefasst. In den Dienstbesprechungen werden auch die gegenseitigen Ur-

laubs- und Krankheitsvertretungen geregelt, um die Kontinuität der Beratungen möglichst an 

allen Standorten durchgängig sicherzustellen.   

Bei Bedarf werden zu umrissenen Themenbereichen Klausurtage mit allen Mitarbeiter/inne/n 

abgehalten.   

5.2. Der Landkreis stellt im Rahmen der technischen und datenschutzrechtlichen Möglichkeiten die 

für die Dokumentation der Arbeit erforderliche Programm- und Serverinfrastruktur bereit.  

5.3. Beide Vereinbarungspartner führen ein Controlling mit jährlichem Abschluss mit aussagefähi-

gen Berichtszahlen zu den übertragenen Aufgaben durch. Da die Berichterstattung gegenüber 

dem Land jeweils zum Ende des 1. Quartals des Folgejahres erfolgen muss, wird der Tätig-

keitsbericht des DRK jeweils bis zum 28.02. des Folgejahres dem Landkreis vorgelegt. Die 

Evaluation hinsichtlich der Erfüllung der in dieser Vereinbarung zugewiesenen Aufgaben und 

der Landesvorgaben erfolgt durch den Landkreis.  

5.4. Der Landkreis strebt die Einrichtung einer Teamleitung als fachliche Leitung für alle Mitarbei-

ter/innen des SPN an. Die personalrechtliche Leitung der Mitarbeiter/innen des DRK bleibt da-

von unberührt. Der Landkreis stellt die Teamleitung und übernimmt alleinig die anfallenden 

Kosten für ggf. notwendig werdende tarifrechtliche und stundenmäßige Angleichungen. Bis 
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zur Etablierung einer Teamleitung erfolgt die fachliche Leitung durch die Leitung des Gesund-

heitsamtes oder deren Stellvertretung.  

 

6. Art, Umfang, Höhe und Auszahlung der Zuwendung 

6.1. Die Zuwendung ist abhängig von der Gewährung der Landeszuwendung an den Landkreis 

entsprechend der Richtlinie. Sie wird als Zuschuss in Form einer Festbetragsfinanzierung zur 

Projektförderung gewährt. Bewilligungszeitraum ist das Kalenderjahr. Das DRK erhält für die 

zuwendungsfähigen Personal- und Sachausgaben die Fördersumme der Landeszuwendung 

(maximal 40.000 EURO) abzüglich 7.500 Euro zur teilweisen Abdeckung zusätzlicher Perso-

nal- und Sachkosten des Landkreises für den Betrieb des SPN. Darüber hinaus entstehende 

Kosten trägt jeder Partner selbst.  

6.2. Um für das Folgejahr weiterhin den Zuschuss zu erhalten, legt das DRK bis zum 31.10. des 

Jahres die Finanzplanung vor. Diese enthält die geplanten Ein- und Auszahlungen, sachlich 

gegliedert, sowie einen Personalbogen für den/die im SPN tätige/n Mitarbeiter/in entspre-

chend dem Muster des Landes.  

6.3. Die Auszahlung erfolgt nach Eingang der Landeszuwendung beim Landkreis. Das DRK ist 

damit einverstanden, dass die Mittelanforderung beim Land durch den Landkreis jährlich in ei-

ner Summe erfolgt. Dies ist gemäß Nr. 1.2 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwen-

dungen zur Projektförderung an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebiets-

körperschaften (ANBest-GK) nur insoweit und nicht eher möglich, als die angeforderten Mittel 

innerhalb von zwei Monaten für fällige Zahlungen benötigt werden. Für die Mittelanforderung 

teilt das DRK dem Landkreis auf Anforderung die bis zum angegebenen Stichtag (frühestens 

31.10.) entstandenen und bis zum Jahresende zu erwartenden Ausgaben mit. 

 

7. Verwendungsnachweis, Rückzahlungsverpflichtungen 

7.1. Das DRK erstellt neben dem Tätigkeitsbericht (siehe unter 5.3.) einen Verwendungsnachweis 

entsprechend den Vorgaben, die für den Landkreis gegenüber der Bewilligungsbehörde gelten 

(Nr. 6.6. ANBest-GK), und legt diesen bis zum 30.04. des Folgejahres vor. Der Landkreis be-

hält sich die Überprüfung weiterer Belege vor.  

7.2. Das DRK ist verpflichtet, den Zuschuss ganz oder anteilig zurückzuzahlen, soweit er nicht 

zweckentsprechend verwendet wird oder die dem DRK obliegenden Aufgaben nicht entspre-

chend dieser Vereinbarung erfüllt werden. 

 

8. Dauer der Kooperationsvereinbarung, Kündigung 

Diese Vereinbarung tritt zum 01.01.2018 in Kraft und gilt bis zum 31.12.2019. Sie kann von jeder 

Partei mit einer Frist von sechs Kalendermonaten gekündigt werden. Daneben steht die Möglich-

keit der außerordentlichen Kündigung bei Vorliegen eines wichtigen Grundes. Ein wichtiger Grund 

ist insbesondere gegeben, wenn die Voraussetzungen für den Vertragsabschluss nachträglich 
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entfallen sind, wenn der Abschluss des Vertrags durch Angaben zustande gekommen ist, die in 

wesentlicher Beziehung unrichtig oder unvollständig waren oder wenn eine der Vertragsparteien 

ihren vertraglichen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist. 

 

9. Änderung der Förderrichtlinien des Landes  

Sollten zukünftig Ergänzungen oder Änderungen der Richtlinie eintreten, verpflichten sich beide 

Kooperationspartner, diese sinngemäß nachträglich in die Vereinbarung einzufügen.  

 

 

Rotenburg (Wümme) , den          

          

Landkreis Rotenburg (Wümme)           DRK-Kreisverband Bremervörde e. V. 

Der Landrat                     Der Geschäftsführer 

In Vertretung 

 

 

(von Ostrowski)      (Eckhoff)      



 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Haushaltsplan, Teilhaushalt 6 - Gesundheit 
 
Sachverhalt: 
 
Beraten werden die Planansätze für die folgenden Produkte des Teilhaushaltes 6 (Gesundheits-
amt): 
 
Produkt  Bezeichnung 
12.2.14  Umwelthygiene/Infektionshygiene 
12.2.15  Ordnungsaufgaben im Gesundheitswesen 
31.5.01  Soziale Einrichtungen für pflegebedürftige, ältere Menschen 
34.3.01  Betreuungswesen 
41.2.01  Gesundheitliche- sowie Konflikt-Beratung, Förderung Beratungsstellen 
41.2.02  Sozialpsychiatrischer Dienst 
41.4.02  Gesundheitsvorsorge und Gutachterwesen 
41.4.03  Jugendärztlicher und Jugendzahnärztlicher Dienst 
 
Zu der Fachausschusssitzung bitte ich den bereits mit der Einladung zum Finanzausschuss 
zugesandten Haushaltsplanentwurf mitzubringen. Ausschussmitglieder, die keinen Haushalts-
planentwurf erhalten haben, erhalten mit dieser Einladung entsprechende Auszüge.  
 
Die Entscheidung über die Haushaltsansätze erfolgt unter Berücksichtigung und ggf. notwen-
diger Änderungen einzelner Haushaltsansätze aufgrund der vorangegangenen Beratungen. 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Für die weiteren Beratungen zum Haushaltsplan 2018 werden die 
Planansätze der vorgenannten Produkte mit in der Sitzung besprochenen 
Änderungen empfohlen. 

 
 
 
Lutmann 

 

Besch lussvor lage  
Gesundheitsamt  

Tagesordnungspunkt: 9.2 

 

Drucksachen-Nr.:  2016-21/0315 

Status:         öffentlich 

Datum:     10.11.2017 

Termin  Beratungsfolge: 
Abstimmungsergebnis

Ja Nein Enthalt. 

23.11.2017 Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 

05.12.2017 Finanzausschuss 

07.12.2017 Kreisausschuss 

20.12.2017 Kreistag 

   

   

   



 
 
 
 
 

 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 

              Der Landrat 

 
Bezeichnung: 
 
Haushaltsplan 2018, Teilhaushalt 7 - Jobcenter 
 
 
Sachverhalt: 
 
Gegenstand der Haushaltsberatungen sind die Planansätze für den Teilhaushalt 7 mit 
folgenden Produkten:  
 
31.2.01  Leistungen für Unterkunft und Heizung (KDU), kommunale Leistungen, 
31.2.02  Kommunale Eingliederungsleistungen, Jugendberufshilfe, 
31.2.03  Einmalige Leistungen, kommunale Leistungen, 
31.2.04  Arbeitslosengeld II (ohne KDU), 
31.2.05  Eingliederungsleistungen, Bund, 
31.2.06  Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 28 SGB II und 
31.2.09  Verwaltung der Grundsicherung für Arbeitssuchende. 
 
Zu der Fachausschusssitzung bitte ich den bereits mit der Einladung zum Finanzausschuss 
zugesandten Haushaltsplanentwurf mitzubringen. Ausschussmitglieder, die keinen Haushalts-
planentwurf erhalten haben, erhalten mit dieser Einladung entsprechende Auszüge. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Für die weiteren Beratungen zum Haushaltsplan 2018 werden die Plan-
ansätze der vorgenannten Produkte mit den in der Sitzung besprochenen 
Änderungen empfohlen. 

 
 
 
 
Luttmann 

 

Besch lussvor lage  
Jobcenter  

Tagesordnungspunkt: 10 

 

Drucksachen-Nr.:  2016-21/0316 

Status:         öffentlich 

Datum:     10.11.2017 

Termin  Beratungsfolge: 
Abstimmungsergebnis

Ja Nein Enthalt. 

23.11.2017 Ausschuss für Soziales, Arbeit und Gesundheit 

05.12.2017 Finanzausschuss 

07.12.2017 Kreisausschuss 

20.12.2017 Kreistag 
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